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D er 600-Millionen-
Euro-Kredit für die 

Umsetzung des Fern-
passpakets sorgt na-
turgemäß für Diskussi-
onen. Die Opposition 
ortet bereits eine Kos-
tenexplosion. Das Land 
verweist darauf, dass 
die notwendigen Mittel 
für die Vorhaben nicht 
aus dem Landesbud-
get und damit nicht aus 
Steuermitteln kommen, 
sondern sie werden kre-
ditfinanziert. Im Vorjahr 
wurde das Investitions-
volumen mit 500 Mio. 
Euro beziffert.

„Nach nur einem Jahr 
kostet das Projekt schon 
um 100 Millionen mehr, 
20 Prozent, man möchte 
meinen, man hätte die 
Mehrwertsteuer verges-
sen“, kritisiert FPÖ-Ver-
kehrssprecherin Evelyn 
Achhorner. 

Die NEOS sprechen 
vom „nächsten Projekt, 
das den Kostenrah-
men sprengen wird“. 
Geisler verkaufe zu-
dem „die Bevölkerung 
für dumm“, wenn er 
behaupte, dass diese 
„nicht direkt zur Kasse 
gebeten“ werde, mein-
te die pinke Klubobfrau 
Birgit Obermüller.

Liste-Fritz-Partei-
obfrau und Landtags-
abgeordnete Andrea 
Haselwanter-Schneider 
fürchtete ebenfalls, dass 
es Mehrkosten „zu Las-
ten der Steuerzahler“ 
geben wird, und stellte 
in den Raum, dass mit 
den 600 Mio. Euro „das 
Ende der Fahnenstan-
ge“ noch nicht erreicht 
sein könnte. Sie fordert 
eine Volksbefragung 
über das Fernpasspaket 
des Landes. (TT)

Fernpass: 
Opposition 

schäumt



Wählen als Zeichen der Mitbestimmung und für eine starke Interessenvertretung: Auch Moser-Holding-Vorstands

chefin Silvia Lieb gab ihre Stimme bei WK-Bezirksstellenleiter Stefan Wanner ab.� Foto: Böhm

Innsbruck – Die Wahl der 
Wirtschaftskammer Tirol ist 
bereits voll angelaufen. Seit 
Anfang Februar können Ti-
rols Unternehmerinnen und 
Unternehmer ihre neue Stan-
desvertretung küren. Gewählt 
werden kann aktuell in der 
Kammer in Innsbruck und 
allen sieben WK-Bezirksstel-
len sowie am Wifi oder auch 
per Briefwahl. Diese Brief-
wahlstimmen müssen bis 
11. März in den Wahlbüros 
eintreffen. In Tirol finden die 
Urwahlen dann am 12. und 
13. März 2025 statt. An die-
sen zwei Wahltagen können 
die Unternehmerinnen und 
Unternehmer dann in jedem 
der 97 Wahllokale ihre Stim-
me abgeben. Alle Wahllokale 
haben von 7.30 bis 19.00 Uhr 
geöffnet. Das Ergebnis der 

Wirtschaftskammerwahlen 
wird am 14. März bekannt 
gegeben.

Bereits gewählt hat Moser-
Holding-Vorstandsvorsitzen-
de Silvia Lieb am Dienstag. 
Sie übergab die Wahlkuverts 
an die Wahlbehörde. Stefan 
Wanner, Bezirksstellenlei-
ter Innsbruck-Land, über-
nahm diese vor dem Eingang 
des Wahllokals in der Wirt-
schaftskammer Tirol.

Insgesamt gibt es 70.460 
Wahlrechte, wobei 52.867 
Personen aktiv wahlbe-
rechtigt sind. Bei den Wirt-
schaftskammerwahlen kann 
eine Person mehrere Wahl-
rechte besitzen, wenn sie in 
verschiedenen Fachgruppen 
oder Branchen tätig ist.

Die heimischen Unterneh-
mer wählen in 65 Fachorga-

nisationen ihre Branchen-
vertreter. In 28 Fachgruppen 
gibt es nur einen Wahlvor-
schlag; in diesen Fachgrup-
pen findet keine Wahl statt.

Insgesamt treten 15 ver-
schiedene Wählergruppen 
mit 1963 Kandidaten in den 
jeweiligen Fachorganisatio-
nen zur Wahl an. Der Wirt-
schaftsbund stellt allein 1213 
Kandidatinnen und Kandi-
daten, gefolgt von der Frei-
heitlichen Wirtschaft mit 265 
Kandidaten und dem Sozial-
demokratischen Wirtschafts-
verband mit 73 Kandidaten. 
Weiters zur Wahl stehen dies-
mal die Grüne Wirtschaft, die 
UNOS, die Fachliste der Tiro-
ler Industrie, die Liste Tiroler 
Wirtschaft, der Wirtschafts- 
und Arbeitsförderverein und 
die Liste Fritz. (TT)

Heiße Phase bei  
der Kammer-Wahl 

Bei der Wirtschaftskammer-Wahl entscheiden 52.867 

Tiroler Unternehmer:innen über ihre Vertretung.
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Innsbruck – Nach harten De-
batten, letztlich aber mit brei-
ter Mehrheit (Gegenstimmen 
von KPÖ, Liste Fritz und ALi, 
drei Enthaltungen der FPÖ) 
hat der Innsbrucker Gemein-
derat gestern die Erhöhung 
des Finanzierungsbeitrags für 
die Generalsanierung des Igler 
Eiskanals abgesegnet. 

Der Gesellschafterzuschuss 
der Stadt steigt, wie berich-
tet, analog zum Land Tirol um 
1,1 Mio. auf 10,3 Mio. Euro. 
In Summe kostet die Erneue-
rung der Bob- und Rodelbahn  
31 Mio. Euro inklusive Reser-
ve. Ursprünglich war die Kos-
tenschätzung bei 27 Mio. Euro 
gelegen, der Baukostenindex 

stieg jedoch deutlich stärker 
an als erwartet. 

Es sei keine einfache Ent-
scheidung, sagte Bürgermeis-
ter Johannes Anzengruber (JA). 
Die grundsätzliche Frage nach 
dem „Warum“ habe die Stadt-
politik aber schon in der Vor-
periode geklärt: „Damit der 
Sport weiter ausgeübt werden 
kann, wir da oben keine Ruine 
haben, Weltcups und Trainings 
abhalten können und auch die 
Wertschöpfung bei uns bleibt.“

Offen ist nach wie vor, ob die 
Drittelfinanzierung durch den 
Bund, die laut Stadtführung 
(nur) mündlich zugesagt wor-
den war, in voller Höhe fließen 
wird. Ein vom Bund im No-

vember übermittelter Förder-
vertragsentwurf sieht nur 8,7 
Mio. Euro vor. Man trete aber 
gemeinsam mit dem Land 
weiter vehement an den Bund 
heran, um doch noch den vol-
len Drittel-Beitrag zu errei-
chen, erklärte Anzengruber. 
Die Stadt beweise mit dem 
jetzigen Beschluss jedenfalls 
Handschlagqualität.   

Georg Willi (Grüne) veran-
schaulichte anhand des Eis-
kanals von Turin als „abschre-
ckendes Beispiel“, was passiert, 
wenn man Infrastruktur verfal-
len lässt. Elisabeth Mayr (SPÖ) 
betonte, dass auch deshalb in 
den Igler Eiskanal investiert 
werde, um den laufenden Be-

trieb möglichst klimaschonend 
und günstig abwickeln zu kön-
nen (Stichwort Überdachung). 

Dennoch stimmten Tei-
le der Opposition dagegen: 
„Sanieren ja, aber nicht um 
jeden Preis“, erklärte Tom 
Mayer (Liste Fritz). Er ist skep-
tisch, dass es noch gelingt, 
mehr Geld vom Bund zu be-
kommen, die Stadt habe sich 
da „auf extrem dünnes Eis 
begeben“. Für Pia Tomedi 
(KPÖ) stellt sich bei 30 Mio. 
Euro „die Frage der Priorität“ 
– angesichts „fehlender Inf-
rastruktur im Breitensport“ 
und drängender Probleme 
wie dem teuren Wohnraum in 
Innsbruck. (md)

Stadt zeigt dem Eiskanal nicht die kalte Schulter
Innsbrucker Gemeinderat beschloss mit großer Mehrheit erhöhten Kostenbeitrag für Bob- und Rodelbahn. Doch es hagelte auch Kritik.

Kostspielig: Die Stadt Innsbruck erhöht ihren Gesellschafterzuschuss für 

die Sanierung der Bob- und Rodelbahn in Igls auf 10,3 Mio. Euro.� Foto: Falk
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Regierung verteidigt ihr
teures Fernpass-Paket

M
ehr denn je sei die
Landesregierung
von der Notwendig-

keit des Fernpass-Pakets
samt Dosiersystemen,
Lärmschutzmaßnahmen,
baulichen Verbesserungen
und Tunnelprojekten über-
zeugt, betonte der ressort-
zuständige LHStv. Josef
Geisler nach dem gestern
bekannt gewordenen Fak-
tum, dass 500 Mio. Euro
für das Fernpass-Paket
nicht ausreichen: „Das Fi-
nanzierungsvolumen der
Gesellschaft liegt bei 600
Millionen Euro. Diese be-
inhalten die Investitionen
sowie weitere laufende be-
triebliche Aufwendungen
und Finanzreserven“, rech-
nete LHStv. Geisler vor.
Die notwendigen Mittel

stammten nicht aus dem
Landesbudget „und damit
nicht aus Steuermitteln“,
sondern würden mittels
Krediten finanziert. „Diese
werden seitens der GmbH
dann durch die Mautein-
nahmen getilgt. Auch die

Investitionen sowie aktuelle
und künftige hohe Erhal-
tungskosten werden so fi-
nanziert.“ Zuständig dafür
sei die Fernpassstraße
GmbH, die mit März ihre
Arbeit aufnehme. Geschäfts-
führer ist Klaus Gspan – laut
Geisler ein ausgewiesener
Experte im Bereich Straßen-
verwaltung.
Grünen-Chef Gebi Mair
und Liste-Fritz-LA Andrea
Haselwanter-Schneider se-
hen die Auslagerung an die
Gesellschaft kritisch: „Ein
weiteres Unternehmen, das

sich mit dem Hinweis auf
das operative Geschäft jeg-
licher Kontrolle durch den
Landtag entziehen wird“,
sagt die Fritz-Parteichefin.
Es sei „bislang beispiel-
los, dass ein Maßnahmen-
paket für Verkehrsinfra-
struktur, das von großen
Teilen der Bevölkerung
nicht einmal mitgetragen
wird, bereits vor Baubeginn
derart aus dem Ruder
läuft“, stellt Neos-Klubob-
frau Birgit Obermüller fest.
Zu befürchten sei mit Blick
auf andere Bauprojekte des
Landes, dass die 600 Mio.
Euro nicht das Ende der
Fahnenstange sein werden.
„Es gibt viele Lösungen
für eine dringend notwen-
dige bessere Anbindung an
das Außerfern, und somit
an den süddeutschen
Raum, aber LH Anton
Mattle und sein Regie-
rungsteam haben die
schlechteste Variante ge-
wählt“, nahm FPÖ-Ver-
kehrssprecherin Evelyn
Achhorner Stellung. phil

600Millionen Euro für denAusbau der Fernpass-Route: Die

Opposition ist alarmiert, die schwarz-rote Koalition beruhigt.

EinScheiteltunnel soll die fürden Fernpassdringend nötige Entlastung bringen

Es liegt uns fern, die
Fernpassstrecke für mehr
Verkehr auszubauen. Das
Paket dient der Sicherheit
und Entlastung.
Das Fahrverbot
ist nicht in
Gefahr.

LHStv. Josef Geisler, ÖVP Fo
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Umstrittenes Projekt für
Wirtschaftswachstum

A
uf die Errichtung des
ersten gemeindeüber-
greifenden Gewerbe-

gebietes haben sich die
Unterländer Gemeinden
St. Johann, Going amWil-
den Kaiser und Reith bei
Kitzbühel verständigt.
Grund dafür: In den drei
Gemeinden gibt es kaum
noch leistbare Gewerbeflä-
chen und die bestehenden
Betriebe stoßen schon an
ihre Grenzen.
Als Standort für das neue

Gewerbegebiet hat man
sich auf Unterbürg ge-
einigt. Die „Krone“ berich-
tete bereits. Der Zuwachs
an Arbeitskräften in der

Region wird auf 2600 ge-
schätzt. Die jährlichen Ein-
nahmen für die drei Ge-
meinden belaufen sich auf
rund 450.000 Euro, die di-
rekt in die Gemeindeent-
wicklung fließen sollen.

Verkehrslenkung als
wichtiger Bestandteil

Laut den Verantwortlichen
sei eine „gezielte Verkehrs-
lenkung“ ein wichtiger Be-
standteil des Projekts, um
das Ortszentrum zu entlas-
ten. „Maßnahmen sind neue
Straßenführungen, Tempo-
limits und Radarkontrollen,
die den Verkehrsfluss opti-
mieren und Durchzugsver-

kehr aus dem Zentrum
fernhalten. Tonnagebe-
schränkungen für Schwer-
verkehr über 7,5 Tonnen
sowie eine optimierte Ein-
bindung des öffentlichen
Verkehrs durch eine engere
Taktung gehören ebenso
dazu. Außerdem fördern
Radwege und E-Bike-Ver-
leihstationen die umwelt-
freundliche Mobilität“,
heißt es. Vom Land gibt es
grünes Licht für das Pro-
jekt. Unumstritten ist es je-
doch nicht. Sowohl der
Verein „Freunde des Nie-
derkaisers“, Grüne und die
Liste Fritz laufen gegen das
Vorhaben Sturm. ms

Drei Gemeinden wollen neues Gewerbegebiet in Unterbürg

errichten. Land gab grünes Licht. Projektgegner gibt es schon.
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WÖRGL. Wie (un)sicher fühlen sich 
Wörgler? – diese Frage stellte man 
sich einmal mehr bei der jüngsten 
Gemeinderatssitzung. Bgm. Mi-
chael Riedhart brachte nämlich 
einen Antrag ein, um eine Wa­en-
verbotszone am Bahnhofsplatz 
sowie in der Begegnungszone zu 
beschließen. Rechtlich gesehen 
ist das Ganze aber nicht so ein-
fach. Dennoch will Riedhart, nach 
der gescheiterten Videoüberwa-
chung, erneut einen Schritt für 
ein besseres Sicherheitsgefühl wa-
gen. „Es hat verschiedenste pro-
tokollierte Vorfälle gegeben, vor 
allem in diesem Bereich. Jetzt kön-
nen wir im Gemeinderat zwar nur 

eine Absichtserklärung tre­en 
bzw. einen Wunsch äußern an die 
Landespolizeidirektion. Bewertet 
wird das Ganze dann immer nach 
dem Sicherheitspolizeigesetz“, er-
klärt der Bürgermeister.

Video als Auslöser

Einer der Auslöser, warum es laut 
Riedhart jetzt einer Wa­enver-
botszone bedarf, war ein Video, 
welches ihm Mitte Dezember letz-
ten Jahres zugespielt wurde. Seit 
einiger Zeit kursiert dieses auch 
in den sozialen Medien. Darauf 
zu sehen ist ein Mann, der mit ei-
nem Baseballschläger und einer 
Machete beim Wörgler Christ-
kindlmarkt in der Bahnhofstraße 
hantiert und pöbelt. Passiert ist 
in diesem Fall glücklicherweise 
nichts Ernstes, trotzdem war be-
sagtes Video ein brisantes Thema 
bei der Sitzung. „Es gibt in Wörgl 
zahlreiche solcher Zwischenfälle. 
Ich darf daran erinnern, vor circa 
zwei Jahren ist jemand mit einer 

Machete genau im selben Bereich 
in einen Imbissladen gestürmt 
und hat dort Gäste und Verkaufs-
personal bedroht“, erinnert sich 
Riedhart. Die Zeiten hätten sich 
eben geändert. Deswegen ist für 
den Bürgermeister klar: „Da ge-
hört ganz dringend nachjustiert.“

Unsicherheit besteht

Überwiegend gab zustimmende 
Wortmeldungen. So meint etwa 
Gemeinderat Christopher Lentsch 
(FWL), dass dieser Antrag keines-
falls Panik in der Gesellscha� 
auslösen sollte. Er spricht wieder 
besagtes Video an und betont, 
dass solche Vorfälle einfach nicht 
toleriert und akzeptiert werden 
dür�en. Auch Gemeinderat An-
dreas Schmidt (LHW) zeigte sich 
schockiert von der Gefahrensitua-
tion und ho� auf sofortige Maß-
nahmen. „Das subjektive Sicher-
heitsgefühl ist bei den Menschen 
nicht mehr da. Viele sagen, es 
muss doch etwas geben, dass man 

Panikmache oder  
Wörgler Gemeinderat 
diskutiert über Wa�en-
verbotszone: mehrheit-
liche Zustimmung, trotz 
rechtlicher Hürden. 

Christiane nimpf
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sich wieder sicher fühlt in seiner 
Gemeinde“, bekennt sich Gemein-
derätin Gabi Madersbacher (LHW) 
zur Verbotszone. Immerhin sei 
es einen Versuch wert, meint sie. 
Stadträtin Elisabeth Werlberger 
berichtet von einer Mutter, die 
zu ihr ins Büro gekommen ist 
und erzählt hat, dass ihre Tochter 
auf dem Heimweg in der Bahn-
hofstraße belästigt wurde. „Es ist 
schon wahr, dass es eine Unsicher-
heit gibt, in der Bevölkerung“, be-

stätigt die Stadträtin. Ob eine Waf-
fenverbotszone aber tatsächlich 
rechtlich überhaupt in Kra� tre-
ten kann, wird sich noch zeigen. 
„Es sind so viele Zwischenfälle, die 
nicht mal jemand mitbekommt, 
weil es nicht in der Zeitung steht. 
Ich verabscheue es, dass man so 
etwas beschönigt“, betont Ried-
hart abschließend. Dem Antrag 
zur Prüfung einer Wa­enverbots-
zone in Wörgl wurde schließlich 
mehrheitlich zugestimmt.

kmache oder  Sicherheit?

Der Gemeinderat hat sich für eine Wa�enverbotszone ausgesprochen. Ob 

diese rechtlich gesehen in Kraft treten kann, bleibt aber abzuwarten. Foto: Nimpf
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Grüne: „












